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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe ESD-Mitglieder in Berlin,
am 20. September 2026 wird in Berlin ein neu-
es Abgeordnetenhaus gewählt. Für Soloselb-
ständige sowie Inhaber kleiner und mittlerer 
Unternehmen ist diese Wahl von großer Be-
deutung. Denn viele Rahmenbedingungen, die 
den unternehmerischen Alltag in der Haupt-
stadt unmittelbar prägen, werden auf Landes-
ebene gestaltet. Dazu gehören Wirtscha� sför-
derung und Verwaltung ebenso wie Vergabe, 
Bildung, Verkehr, Gewerbe� ächen und die di-
gitale Infrastruktur.

Berlin verfügt über eine vielfältige Wirtscha� s-
struktur. Neben Handwerk, Handel, Gastrono-
mie und klassischen Dienstleistungen prägen 
insbesondere Freie Berufe, Kreativwirtscha� , 
Digitalunternehmen und zahlreiche Soloselb-
ständige den Standort. Gerade die Kreativ- 
und Digitalwirtscha�  gehört zu den wichtigen 
Wachstumstreibern der Hauptstadt und ist in 
vielen Bereichen stark von kleinen Unterneh-
men und Soloselbständigen geprägt. Gleichzei-
tig stellen Bürokratie und langwierige Verwal-
tungsverfahren, Fachkrä� emangel, steigende 

betriebliche Kosten sowie die Verfügbarkeit 
bezahlbarer Gewerbe� ächen viele kleinere Un-
ternehmen vor erhebliche Herausforderungen.

Mit dem ESD KMU Wahlcheck zur Abgeord-
netenhauswahl 2026 möchten wir eine sach-
liche Orientierung bieten. Welche konkreten 
Maßnahmen planen die Parteien für Soloselb-
ständige und kleine und mittlere Unterneh-
men? Wo sind Entlastungen zu erwarten und 
wo können neue Belastungen entstehen?

Die Auswertung der Wahlprogramme wurde 
durch Künstliche Intelligenz unterstützt. Der 
ESD arbeitet überparteilich und unabhängig 
und betrachtet die Programme konsequent aus 
der Perspektive von Soloselbständigen sowie 
Inhabern kleiner und mittlerer Unternehmen 
in Berlin.

Unser Ziel ist eine fundierte Entscheidungs-
grundlage für eine Politik, die Selbständigkeit 
stärkt, unternehmerisches Handeln erleichtert 
und die wirtscha� liche Vielfalt und Wettbe-
werbsfähigkeit Berlins sichert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe ESD-Mitglieder in Berlin,



sowie Investitionen in eine moderne Infra-
struktur.
Werner Graf wurde 1980 geboren, studierte In-
ternationale Politikwissenscha�  und war von 
2016 bis 2021 Landesvorsitzender der Berliner 
Grünen. Seit 2021 gehört er dem Abgeordne-

tenhaus an. 
Bettina Jarasch war von 2021 
bis 2023 Bürgermeisterin und 
Senatorin für Umwelt, Mobili-
tät, Verbraucher- und Klima-
schutz. Beide führen die Grü-
nen-Fraktion; Graf kandidiert 

für das Amt des Regierenden Bürgermeisters.

DIE LINKE
����������

Wirtscha� liche Ausrichtung:
Sie setzt vor allem auf Mieter-
schutz, bezahlbares Wohnen, 
ö� entliche Daseinsvorsorge 
und stärkere staatliche Regu-

lierung sowie eine sozial ausgerichtete Wirt-
scha� s- und Verteilungspolitik.
Elif Eralp wurde 1981 in München geboren 
und ist Volljuristin. Sie arbeitete mehrere Jahre 
als Referentin für Rechtspolitik der Linksfrak-
tion im Deutschen Bundestag und gehört seit 
2021 dem Berliner Abgeordnetenhaus an. Dort 
ist sie unter anderem migrations- und antidis-
kriminierungspolitische Sprecherin. Für die 
Wahl 2026 tritt sie als Spitzenkandidatin der 
Linken an.

AfD
���������������

Wirtscha� liche Ausrichtung:
Sie steht für einen restriktiven 
� nanzpolitischen Kurs, Büro-
kratieabbau, weniger staatli-

che Regulierung und eine stärkere Konzentra-
tion des Staates auf seine Kernaufgaben.
Kristin Brinker wurde 1972 geboren, absol-
vierte zunächst eine Ausbildung zur Bankkauf-
frau und studierte anschließend Architektur 
an der Technischen Universität Berlin, wo sie 
auch promovierte. Beru� ich war sie unter an-
derem selbständig in der Hausverwaltung und 

����������������������������������

CDU
������������

Wirtscha� liche Ausrichtung:
Er setzt auf solide Finanzen, 
eine leistungsfähige Verwal-
tung, Bürokratieabbau und 

wirtscha� sfreundliche Rahmenbedingungen 
für Investitionen und Unternehmertum.
Stefan Evers wurde 1979 geboren, studier-
te Rechtswissenscha� en und gehört seit 2011 
dem Berliner Abgeordnetenhaus an. Von 2016 
bis 2023 war er Generalsekretär der CDU Ber-
lin, seit 2023 ist er Senator für Finanzen und 
Bürgermeister von Berlin. Im Juli 2026 über-
nahm er nach dem Rückzug Kai Wegners die 
Spitzenkandidatur der CDU für die Abgeord-
netenhauswahl.

SPD
������������


Wirtscha� liche Ausrichtung:
Er verbindet eine aktive Inves-
titions- und Standortpolitik 
mit Schwerpunkten bei be-
zahlbarem Wohnen, Bildung, 

Infrastruktur und einer leistungsfähigeren 
Verwaltung.
Ste� en Krach wurde 1979 in Hannover gebo-
ren und studierte Sozialwissenscha� en sowie 
Politikwissenscha� . Von 2014 bis 2021 war er 
Staatssekretär für Wissenscha�  beziehungs-
weise Wissenscha�  und Forschung in Berlin. 
2021 wurde er zum Präsidenten der Region 
Hannover gewählt. Seit 2025 ist er Spitzenkan-
didat der Berliner SPD und Kandidat für das 
Amt des Regierenden Bürgermeisters.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
������� ����� 
� �������� 	��
����


Wirtscha� liche Ausrichtung:
Das Spitzenduo verbindet Kli-

maschutz und ökologische Transformation mit 
Innovations-, Gründungs- und Standortpolitik 
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Über den Europaverband 
der Selbständigen - 
Deutschland (ESD) e.V.

Der ESD e.V. ist die parteiunabhängige Inte-
ressenvertretung für Soloselbständige sowie 
Inhaber kleinster, kleiner und mittelstän-
discher Unternehmen (KMU) in Deutsch-
land. Als branchenübergreifender Dachver-
band bündelt er zudem die Interessen von 
Gewerbe-, Branchen- und Wirtscha�sver-
bänden, Innungen und weiteren Selbständi-
gen-Organisationen.
Über 98 Prozent aller in Deutschland regist-
rierten Unternehmen zählen zu den kleinen 
und mittelständischen Unternehmen. Dazu 
gehören Kleinstbetriebe, inhabergeführte 
Unternehmen und Soloselbständige. Sie si-
chern nicht nur Arbeits- und Ausbildungs-
plätze, sondern tragen wesentlich zur re-
gionalen Wertschöpfung, Innovationskra� 
und wirtscha�lichen Stabilität bei. Gerade 
in Berlin prägen Soloselbständige, kleine 
Betriebe, Handwerk, freie Berufe sowie Un-
ternehmen aus dem Dienstleistungs- und 
Kreativbereich die vielfältige Wirtscha�s-
struktur der Stadt.
Der ESD engagiert sich bundesweit und 
bringt die Interessen von Soloselbständigen 
sowie kleinsten und kleinen Unternehmen 
auch auf Landesebene aktiv in politische 
Entscheidungsprozesse ein. Mit seiner Bun-
desgeschä�sstelle in Berlin ist der Verband 
zudem unmittelbar am politischen Ent-
scheidungszentrum präsent. Er beteiligt sich 
an Gesetzgebungsverfahren und Konsulta-
tionen und sucht den konstruktiven Dialog 
mit politischen Entscheidungsträgern. So 
stellt der ESD sicher, dass die Perspektive 
kleiner Unternehmen auch gegenüber Ber-
liner Politik und Verwaltung frühzeitig und 
sachorientiert berücksichtigt wird.
Ziel des ESD ist eine selbständigenfreundli-
che, praxistaugliche und verlässliche Politik 
– auf Bundes- wie auf Landesebene.

überparteilich – unabhängig – kompetent

www.esd-ev.de
www.facebook.com/esd.ev
www.x.com/ESD_eV
www.linkedin.com/company/esd-ev

Baubetreuung tätig. Seit 2016 gehört sie dem 
Abgeordnetenhaus an und ist Landes- sowie 
Fraktionsvorsitzende der Berliner AfD.

FDP
�
������
������

Wirtscha�liche Ausrichtung:
Er vertritt einen wirtscha�s-
liberalen Kurs mit weniger 
Bürokratie und Regulierung, 
einer digitaleren Verwaltung 

sowie besseren Bedingungen für private In-
vestitionen und unternehmerische Eigenver-
antwortung.
Christoph Meyer wurde 1975 in Berlin gebo-
ren, ist Jurist und seit 1993 Mitglied der FDP. 
Von 2002 bis 2011 gehörte er dem Berliner Ab-
geordnetenhaus an und führte dort zeitweise 
die FDP-Fraktion. Von 2017 bis 2025 war er 
Mitglied des Deutschen Bundestages. Seit 2018 
ist er erneut Landesvorsitzender der Berliner 
FDP und führt sie 2026 als Spitzenkandidat in 
die Wahl.

BSW
���������������
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Wirtscha�liche Ausrichtung:
Das Spitzenduo setzt auf niedrigere Energie-
preise, eine stärkere staatliche Steuerung zent-
raler Wirtscha�sbereiche sowie weniger Belas-
tungen durch Regulierung, Klimapolitik und 
Sanktionen.

Alexander King wurde 1969 ge-
boren und arbeitete viele Jahre 
als Referent der Linksfraktion im 
Deutschen Bundestag. Seit 2021 
gehört er mit Unterbrechung 

dem Berliner Abgeordnetenhaus an und ist 
Landesvorsitzender des BSW. 

Michael Lüders ist Publizist und 
Nahostexperte, studierte unter 
anderem Islamwissenscha� und 
Politikwissenscha� und ist stell-
vertretender Bundesvorsitzender 

des BSW. Gemeinsam bilden beide das Spit-
zenduo zur Wahl 2026.
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Seit Juli 2026 gilt die Berliner Tari�reuep�icht 
bei bestimmten Dienstleistungen bereits ab 
1.000 Euro Au�ragswert. Das erhöht gerade 
bei kleinen Au�rägen den Nachweisaufwand 
und kann nicht tarifgebundene Kleinst- und 
Kleinunternehmen von Vergaben fernhalten. 
Der ESD bekennt sich zu fairer Entlohnung. 
Die Absenkung der Nachweisp�ichten auf eine 
Grenze von 1.000 Euro erzeugt jedoch büro-
kratische Hürden, die in keinem Verhältnis 
zum Au�ragsvolumen stehen. Dies führt nicht 
zu besseren Arbeitsbedingungen, sondern 
dazu, dass kleine Betriebe aus Kapazitätsgrün-
den gar nicht erst an Vergaben teilnehmen 
können. Der ESD fordert daher, die besondere 
1.000-Euro-Schwelle deutlich anzuheben und 
Vergabeverfahren so auszugestalten, dass auch 
kleine, nicht tarifgebundene Betriebe realis-
tisch teilnehmen können.

�������	�����������������
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Berlin baut digitale Wirtscha�sservices und 
das Once-Only-Prinzip aus. Trotzdem blei-
ben Zuständigkeiten und Bearbeitungszeiten 
je nach Verfahren und Bezirk unterschiedlich. 
Für kleine Betriebe sind lange oder schwer 
kalkulierbare Verfahren besonders belastend. 
Der ESD fordert berlinweit verbindliche Be-
arbeitungsfristen für zentrale Unternehmens-
verfahren, einen digitalen Statusabruf und die 
konsequente Nutzung bereits vorhandener Re-
gisterdaten.

���
�����	���������	� ������
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Berlin hat mit dem StEP Wirtscha� 2040 und 

geplanten landeseigenen Gewerbehöfen Inst-
rumente zur Flächensicherung gescha�en. Zu-
gleich verdrängen steigende Mieten und Nut-
zungskonkurrenz gerade Handwerk und kleine 
Produktionsbetriebe aus innerstädtischen La-
gen. Der ESD fordert, landeseigene kleinteilige 
Gewerbe�ächen schneller bereitzustellen, lang-
fristig zu vermieten und bei der Vergabe gezielt 
auf kleine und inhabergeführte Betriebe auszu-
richten.

��� ������� �������������� ���� ����������������
����������������������
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Die Digitalprämie Berlin kann nicht mehr be-
antragt werden; auch der InvestitionsBONUS 
wurde beendet. Zwar bestehen weiterhin Dar-
lehensprogramme der IBB, für viele Soloselb-
ständige und Kleinstunternehmen sind Kredite 
jedoch kein Ersatz für einen niedrigschwelli-
gen Zuschuss zu überschaubaren Investitionen. 
Der ESD fordert ein dauerha�es Zuschusspro-
gramm für Digitalisierung, IT-Sicherheit und 
betriebliche Investitionen mit niedriger Min-
destinvestition und einfachem Antragsverfah-
ren.

������������������������������������������

Handwerks- und Servicebetriebe sind in Ber-
lin auf Fahrzeuge am Einsatzort angewiesen. 
Einen berlinweiten Handwerkerparkausweis 
gibt es bereits, doch Anträge werden weiterhin 
bezirklich bearbeitet und können sich deutlich 
verzögern. Der ESD fordert eine zentralisier-
te digitale Bearbeitung mit verbindlicher Frist 
sowie ausreichend Lade- und Lieferzonen in 
Geschä�sstraßen, damit betriebliche Fahrten 
planbar bleiben.

Forderungen des 
ESD für Berlin
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Die Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin 
2026 steht vor der Tür – und mit ihr die Frage, 
welche wirtscha� spolitischen Weichen in den 
kommenden fünf Jahren gestellt werden. Für 
Soloselbständige sowie kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU) sind die Entscheidungen 
auf Landesebene von zentraler Bedeutung. Ob 
Förderprogramme, Bildungs- und Fachkräf-
tepolitik, Energieversorgung, Infrastruktur 
oder Bürokratieabbau – viele der Rahmenbe-
dingungen, die den unternehmerischen Alltag 
prägen, werden maßgeblich durch die Berliner 
Landespolitik gestaltet.

Gerade in einer vielfältigen Wirtscha� smetro-
pole wie Berlin kommt dem Mittelstand eine 
besondere Rolle zu. Handwerksbetriebe, Ein-
zelhandel, Gastronomie, Dienstleistungsunter-
nehmen, produzierendes Gewerbe, Start-ups 
sowie die Kreativwirtscha�  und freie Berufe 
prägen den Wirtscha� sstandort. Sie sichern 
Arbeitsplätze, treiben Innovationen voran und 
sorgen für regionale Wertschöpfung. 

Zugleich stehen sie vor großen Herausforde-
rungen: hohe Gewerbemieten, steigende Ener-

gie- und Personalkosten, Fachkrä� emangel, 
aufwendige Verwaltungsverfahren sowie die 
Anforderungen der digitalen und ökologi-
schen Transformation.

In dieser Auswertung haben wir die Wahl-
programme der relevanten Parteien darau� in 
analysiert, welche konkreten Maßnahmen sie 
für Selbständige und KMU vorsehen. Unser 
Fokus liegt dabei auf zentralen � emen wie 
Entlastungen im Handlungsspielraum des 
Landes, Förderinstrumenten, Vergaberecht, 
digitaler Verwaltung, Gewerbe� ächen, sozialer 
Absicherung, Bildungspolitik und Bürokratie-
abbau.

Diese Übersicht soll Unternehmerinnen und 
Unternehmern eine sachliche Orientierung 
bieten und Transparenz scha� en: Welche 
Partei setzt welche Schwerpunkte? Wo liegen 
Chancen, wo mögliche Risiken für den Berli-
ner Mittelstand?

Denn eine starke Wirtscha�  in Berlin braucht 
klare, verlässliche und mittelstandsfreundliche 
Rahmenbedingungen.

Die Parteien auf dem Prüfstand
Wer ist am ehesten auf der Seite der 
kleinen und mittelständischen 
Unternehmen?
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Programm: 
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Umfang: 135 PDF-Seiten
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Mittelstand, Gründung und Finanzierung
» Mittelstands- und Vergabegesetz: Ein mo-

dernes Berliner Mittelstands- und Verga-
begesetz soll eingeführt und die Vergabe an 
kleine und mittelständische Unternehmen, 
Handwerksbetriebe sowie Unternehmen 
mit neuen Ideen „made in Berlin“ forciert 
werden. [Land] (PDF-S. 35–37) 

» Gründerfonds und Start-up-Förderung: 
Eine „Berlin Start Up Agency“ soll einen 
gemeinsam mit privaten Partnern auf zwei 
Milliarden Euro angelegten Gründerfonds 
verwalten und niedrigschwellig Kapital 
bereitstellen; zusätzlich sollen Start-ups 
über eine Innovationsagentur direkt be-
zuschusst und lizenzierte Inkubatoren mit 
Förder- und Wagniskapitalinstrumenten 
eingesetzt werden. [Land] (PDF-S. 35, 37) 

» Bürgscha� en für KMU: Für kleine und 
mittlere Unternehmen mit Corona-be-
dingten KfW-Darlehen soll ein Bürg-
scha� sprogramm für den frei zu � nanzie-
renden Darlehensteil aufgelegt werden. 
[Land] (PDF-S. 37) 

Steuern, Krisenhilfen und Branchenförderung
» Gewerbesteuer und Krisenförderung: Eine 

vorübergehende Senkung des Gewerbe-
steuersatzes soll geprü�  werden; Landes-
förderprogramme sollen einem „Krisen-
Check“ unterzogen werden, um besonders 
von den Pandemiefolgen betro� ene Un-
ternehmen zu berücksichtigen und Selb-
ständige vor Überschuldung zu bewahren. 
[Land] (PDF-S. 35–36) 

» Gastronomie und Beherbergung: Auf Bun-
desebene soll ein Umsatzsteuersatz von sie-
ben Prozent für alle gastronomischen Um-
sätze und Übernachtungsdienstleistungen 
eingeführt werden. [Bund] (PDF-S. 36) 

» Sondernutzungen und Kongresse: Hotels, 
Gastronomie, Schausteller und Kultur-
wirtscha�  sollen bis 2024 von Sondernut-
zungsgebühren für ö� entliches Straßen-
land befreit werden; Anträge sollen nach 
sieben Tagen ohne Widerspruch als geneh-
migt gelten. Ein HOGA-Campus und ein 
Kongressfonds sollen Aus- und Weiterbil-
dung sowie Fachkongresse fördern. [Land] 
(PDF-S. 36) 

Bürokratie, Verwaltung und Genehmigungen
» Fristen und Genehmigungs� ktion: Für 

Verwaltungsebenen sollen verbindliche 
Zeit- und Fristenvorgaben eingeführt wer-
den; bei Fristüberschreitungen durch die 
Senatsverwaltung soll ein Vorhaben, so-
weit rechtlich möglich, als genehmigt gel-
ten. [Land] (PDF-S. 77) 

» Normenabbau: Eine extern besetzte Norm-
prüfungskommission soll die Normen� ut 
begrenzen; für neue Gesetze soll „one in 
– one out“ gelten und Praktiker, Verbän-
de und � ink-Tanks sollen bereits vor der 
Ausarbeitung eingebunden werden. [Land] 
(PDF-S. 78) 

» Digitale Verwaltung: Verwaltungsdienst-
leistungen sollen, soweit rechtlich möglich, 
vollständig elektronisch und rund um die 
Uhr verfügbar sein; bereits übermittel-
te Daten sollen nicht erneut erhoben und 
Vorschri� en grundsätzlich auf ein Min-
destmaß reduziert werden. [Land] (PDF-S. 
76, 80) 

Bauen, Gewerbe� ächen und Vergabe
» Gewerbe� ächen: Bei größeren Bauvorha-

ben wird ein angemessener Flächenanteil 
für kleine und mittlere Unternehmen an-
gestrebt; zusätzlich soll eine Clearingstel-
le für Gewerbeansiedlungen eingerichtet 
werden. [Land] (PDF-S. 37) 

» Bauverfahren: Planungs- und Geneh-
migungsprozesse sollen digitalisiert, 
Vorschri� en und Landesbauordnung 
entschlackt sowie eine Taskforce „Entbü-
rokratisierung“ zur Überprüfung von Ge-
nehmigungs- und Beteiligungsverfahren 
eingesetzt werden. [Land] (PDF-S. 66–68) 

» Vergaberecht: Das Berliner Vergaberecht 
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soll nach den Vorbildern Sachsens und 
Nordrhein-Westfalens verschlankt wer-
den, einschließlich eines Überprüfungs-
verfahrens im Unterschwellenbereich und 
unter Einbeziehung von Praktikern. [Land] 
(PDF-S. 67) 

Arbeit, Fachkrä�e und Ausbildung
» Beru�iche Bildung und Handwerk: Be-

rufsorientierung soll früher in allen Schul-
formen statt�nden; Handwerks- und 
Industrieverbände sollen einbezogen, Pra-
xisangebote ausgebaut und ein Berufsabi-
tur mit Gesellenabschluss und allgemeiner 
Hochschulzugangsberechtigung eingeführt 
werden. [Land] (PDF-S. 11) 

» Duales Studium und Meisterquali�kation: 
Eine Koordinierungsstelle soll Unterneh-
men beraten und zusätzliche duale Studien-
plätze fördern; angehende Meister, Techni-
ker, Fachwirte und Berufspädagogen sollen 
von Lehrgangs- und Prüfungsgebühren be-
freit werden. [Land] (PDF-S. 20) 

» Weiterbildung und Fachkrä�e: Steuerfreie 
Weiterbildungsrückstellungen von Unter-
nehmen mit einem Orientierungswert von 
1.000 Euro je Mitarbeiter und Jahr wer-
den vorgeschlagen; Einwanderungsverfah-
ren für hochquali�zierte Fachkrä�e sollen 
schneller und unbürokratischer werden. 
[Bund/nicht eindeutig] (PDF-S. 39, 42) 

Digitalisierung, Innovation und Energie
» Digitale Infrastruktur: Das Glasfasernetz 

soll bis 2028 für den gewerblichen und 

privaten Bereich lückenlos ausgebaut und 
Kupferleitungen auch innerhalb von Ge-
bäuden ersetzt werden. [Land] (PDF-S. 40) 

» Digitalisierung von KMU: Die Digitalisie-
rung soll in allen Branchen vorangetrieben 
werden, mit besonderem Schwerpunkt auf 
Einzelhandel, Gastronomie und Touris-
mus; KI, 3D-Druck und Deep-Tech sollen 
Schwerpunkte der Wirtscha�sförderung 
werden. [Land] (PDF-S. 40–41) 

» Betriebliche Energieerzeugung: Auf Bun-
desebene sollen die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen für Firmen, die Strom, Wär-
me oder Kälte selbst erzeugen und nutzen 
wollen, verbessert und bürokratisch ent-
schlackt werden. [Bund] (PDF-S. 82) 

Handel, Verkehr und Logistik
» Einzelhandel: Eine gemeinsame Taskforce 

der Wirtscha�s- und Stadtentwicklungs-
verwaltung soll Maßnahmen zur Revitali-
sierung der Berliner Hauptzentren entwi-
ckeln; das Land will dafür in fünf Jahren 
mindestens 100 Millionen Euro für Um-
bau und Marketing bereitstellen. [Land] 
(PDF-S. 38) 

» Lieferverkehr: Bezirke sollen Lieferver-
kehrskonzepte und Güterverteilzentren 
erhalten; auf Hauptstraßen sollen mehr 
Ladezonen gescha�en und innerhalb des 
S-Bahn-Rings mindestens sechs Logistik-
Hubs für die letzte Meile eingerichtet wer-
den. [Land/Kommunen] (PDF-S. 32) 

» Taxi und Fahrvermittlung: Ein „Zukun�s-
programm Taxi“ soll unter anderem die 
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Umstellung der Taxi� otte und die Kon-
zessionsvergabe betre� en; neue Fahrver-
mittlungsdienste sollen bei gleichen Qua-
litätsanforderungen wie im Taxigewerbe 
zugelassen werden. [Land] (PDF-S. 31–32) 

Kultur- und Kreativwirtscha� 
» Musik- und Clubwirtscha� : Ein „Master-

plan Musik“ soll wirtscha� lich orientierte 
Gemeinscha� sprojekte und Branchennetz-
werke fördern; zusätzlich ist ein Programm 
zur Unterstützung und Neueinrichtung 
von Clubs und Kulturorten vorgesehen. 
[Land] (PDF-S. 41) 

�����������������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zur sozialen Sicherung von 
Selbständigen, zu spezi� schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige sowie 
zur Unternehmensnachfolge.

�������������������������
Ausdrücklich angesprochen werden Selbstän-
dige, Mittelstand, KMU, Handwerk, Gründer 
und Start-ups sowie mehrere mittelständisch 
geprägte Branchen. Konkrete Vorhaben be-
tre� en vor allem Förderung und Finanzierung, 
Vergabe, Bürokratie und Genehmigungen, 
Gründung, Fachkrä� e, Digitalisierung, Ge-
werbe� ächen, Logistik und einzelne Branchen. 
Die Maßnahmen liegen überwiegend auf Lan-
desebene; einzelne Forderungen richten sich 
an den Bund.

Programm: 
����������������������������������
��� �
Umfang: 66 PDF-Seiten

�������	�������������������������

Selbständigkeit, Mittelstand und Gründung
» Soloselbstständige und Gründungen: Für 

Soloselbstständige sollen bezahlbarere öf-
fentliche Co-Working-Spaces in den Be-
zirken ausgebaut und Gründungsberatun-

gen mehrsprachiger und digitaler werden. 
Förder- und Unterstützungsstrukturen 
sollen stärker auf Gründungen von Frauen 
und in Zukun� sbranchen ausgerichtet und 
Frauen der Zugang zu Fördermitteln und 
Risikokapital erleichtert werden. [Land] 
(PDF-S. 11) 

» Start-ups und Ausgründungen: Die Startup 
Agenda soll mit stärkerem Fokus auf Vor-
gründungs- und Wachstumsphase sowie 
Kooperationen fortgeschrieben werden; 
Hochschulausgründungen sollen durch 
einen einheitlichen IP-Rahmen, Transfer-
O�  ces sowie Gründungs- und Transfer-
freisemester unterstützt werden. [Land] 
(PDF-S. 11, 44) 

» Unternehmensnachfolge: Die Berliner 
Nachfolgezentrale soll gesichert, mit Grün-
dungswilligen verknüp�  und der Zugang 
zu Innovations- und Investitionsförderung 
vereinfacht werden. [Land] (PDF-S. 14) 

Vergabe, Förderung und Wirtscha� sverwaltung
» Ö� entliche Au� räge für KMU: Vergaben 

ö� entlicher Au� räge sollen insbesonde-
re für kleine und mittelständische Unter-
nehmen entbürokratisiert und vereinfacht 
werden. [Land] (PDF-S. 12) 

» Tari� reue und Förderung: Die Durchset-
zung von Tari� reue und Vergabemindest-
lohn soll verschär� , Landesförderungen 
an Tari� indung und Mitbestimmung ge-
koppelt und bei Vergaben und Förderun-
gen regionale Wertschöpfung über Local-
Content-Regeln bevorzugt werden. [Land] 
(PDF-S. 9) 

» Wirtscha� sförderung: Bezirkliche Wirt-
scha� sförderungen sollen personell und 
� nanziell besser ausgestattet, Netzwerkför-
derungen vereinfacht und Berlin Partner 
als zentrale Ansprechstelle für Bestands-
unternehmen und Ansiedlungen gestärkt 
werden. [Land/Kommunen] (PDF-S. 12–
13) 

Arbeit, Fachkrä� e und Ausbildung
» Ausbildungsplatzumlage: Die Ausbil-

dungsplatzumlage soll umgesetzt werden; 
Betriebe, die nicht ausbilden, sollen damit 
Ausbildungskosten ausbildender Betriebe 
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mit�nanzieren. Zusätzlich soll ein Azubi-
Werk mit Beteiligung der Arbeitgeber ge-
scha�en werden. [Land] (PDF-S. 9) 

» Fachkrä�e und Weiterbildung: Das Land 
will Unternehmen über seine Fachkrä�e-
strategie bei der Aktivierung zusätzlicher 
Arbeitskrä�e unterstützen, Weiterbil-
dungs- und Ausbildungsverbünde ausbau-
en und branchenübergreifend KI-Kompe-
tenzen von Beschä�igten fördern. [Land] 
(PDF-S. 8) 

» Internationale Fachkrä�e: Der Business 
Immigration Service soll ausgebaut und 
bürokratische Hürden bei der Anwerbung 
internationaler Fach- und Arbeitskrä�e 
verringert werden; die Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse soll vereinfacht und 
beschleunigt werden. [Land] (PDF-S. 13, 
52) 

Digitalisierung, Innovation und Energie
» Digitalisierung und Cybersicherheit: Die 

Digitalagentur soll kostenlose Beratung 
insbesondere zu Cybersicherheit und 
Resilienz ausbauen; in den bezirklichen 
Wirtscha�sförderungen sollen dauerha� 
Digitalisierungslotsinnen und -lotsen ein-
gerichtet und mit dem DIWI weitere Ver-
waltungsleistungen für Unternehmen digi-
tal angeboten werden. [Land/Kommunen] 
(PDF-S. 11) 

» Technologietransfer: Die Reallaborstra-
tegie soll fortgeschrieben und �nanziell 
unterlegt werden; Zukun�sbranchen wie 
KI, DeepTech, Gesundheitswirtscha�, 
Umwelttechnik, Games, Finanzdienstleis-
tungen sowie Lu�- und Raumfahrt sol-
len besonders unterstützt werden. [Land] 
(PDF-S. 10) 

» Photovoltaik auf Unternehmensdächern: 
Unternehmen sollen beim Bau großer 
Photovoltaikanlagen durch bedarfsabhän-
gige �nanzielle Förderung und Beratung 
unterstützt werden. [Land] (PDF-S. 59–60) 

Gewerbe�ächen, Gewerbemieten und Verkehr
» Gewerbehöfe und Gewerbemieten: Bis 

zum Ende der Legislaturperiode sollen 
drei weitere kommunale Gewerbehöfe ent-
stehen. Auf Bundesebene soll ein soziales 

Gewerbemietrecht ermöglicht werden, um 
bezahlbare Gewerbemieten durchsetzen zu 
können. [Land/Bund] (PDF-S. 13, 22) 

» Wirtscha�sverkehr: Gewerbekurzzeit-
parkplätze und Ladezonen sollen deutlich 
ausgebaut werden; vorgesehen sind außer-
dem dezentrale Logistik-Hubs, ein Lkw-
Vorrangnetz, zusätzliche Umschlagplätze 
sowie eine stärkere Verlagerung von Gü-
tern auf Schiene und Wasserwege. [Land] 
(PDF-S. 26–27) 

» Taxigewerbe: Zum Schutz vor unlauterem 
Wettbewerb soll ein Mindestbeförderungs-
entgelt für appvermittelte Mietwagen ein-
geführt werden; alle Berliner Taxen sollen 
am BER Fahrgäste aufnehmen dürfen. 
[Land] (PDF-S. 25) 

Handel, Gastronomie, Tourismus und Kreativ-
wirtscha�
» Einzelhandel und Gastronomie: Für bau-

stellenbedingte Umsatzeinbußen soll die 
Überbrückungshilfe �nanziell gesichert 
werden. Standortgemeinscha�en sollen in 
allen Bezirken ermöglicht und das neue 
Landesgaststättengesetz zur Entlastung 
von Unternehmen und Verwaltung umge-
setzt werden. [Land/Kommunen] (PDF-S. 
13) 

» Kreativ- und Clubwirtscha�: Für Clubs soll 
erstmals eine Spielstättenförderung ein-
geführt, die Gamesförderung fortgeführt 
und um eine E-Sports-Förderung ergänzt 
werden; zudem sind ein House of Fashion 
und eine jährliche Design-Konferenz vor-
gesehen. [Land] (PDF-S. 11) 

» Tourismus und Gastgewerbe: Der HOGA-
Campus soll als Bildungsstandort unter-
stützt, der Kongressfonds weiterentwickelt 
und die CityTax verstärkt für stadtverträg-
lichen und nachhaltigen Tourismus einge-
setzt werden. [Land] (PDF-S. 14–15) 

Weitere betriebliche Regelungen
» Verpackungssteuer: Zur Verringerung von 

Müll aus Essensverpackungen soll eine 
Verpackungssteuer eingeführt werden. 
[Land] (PDF-S. 23) 

» Arbeitszeiterfassung: Die Arbeitsschutz-
aufsicht soll gestärkt werden und Unter-
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nehmen, die geltende Regeln nicht ein-
halten, zur Aufzeichnung der Arbeitszeit 
verp�ichten können. [Land] (PDF-S. 10) 

» Gewerbesteuer in der Hauptstadtregion: 
Mit Brandenburg soll ein verbindlicher 
Steuer- und Standortdialog einschließlich 
eines gemeinsamen Vorgehens beim Ge-
werbesteuerhebesatz, bei Tari�reue und 
Local-Content-Regeln geführt werden. 
[Land/Länder] (PDF-S. 9) 

�����������������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur sozialen Sicherung von Selb-
ständigen, zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi�schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige sowie 
zur Krisenabsicherung bei Einkommensaus-
fällen.

�������������������������
Das Programm spricht Soloselbstständige, 
Mittelstand, KMU, Handwerk, Gründerinnen 
und Gründer sowie Familienunternehmen 
ausdrücklich an. Konkrete Vorhaben betre�en 
vor allem Gründung und Nachfolge, Vergabe, 
Tari�indung, Ausbildung, Fachkrä�e, Digi-
talisierung, Gewerbe�ächen, Energie sowie 
einzelne Branchen. Die Maßnahmen liegen 
überwiegend auf Landesebene; mehrere For-
derungen richten sich an den Bund.

Programm: 
�­������ ��	����� ������� ���������
������������� ���� ���������������������
��� �
Umfang: 256 PDF-Seiten

�������	�������������������������

Selbständigkeit, Gründung und Innovation
» Selbständigkeit und Scheinselbständigkeit: 

Selbständigkeit und Unternehmertum sol-
len gefördert sowie KMU und Solo-Selb-
ständige entlastet werden; bei der Bekämp-
fung von Sozialbetrug und Ausbeutung 
durch Scheinselbständigkeit wird eine 

gründer*innenfreundliche und verlässli-
che Regelung angestrebt. [Land] (PDF-S. 
95–96) 

» Gründung und Innovation: Ein Innova-
tionsfreiheitsgesetz soll Reallabore, Expe-
rimentierklauseln und beschleunigte Ver-
fahren ermöglichen; die Kreativwirtscha� 
soll stärker in Gründungsförderprogram-
me einbezogen werden. [Land] (PDF-S. 
96, 98–99) 

» Handwerk und Nachfolge: Die Meister*in-
nenausbildung soll gebührenfrei und 
�exibler werden; Aufstieg, spätere Selb-
ständigkeit und Neugründungen sollen 
gefördert und Unternehmensnachfolgen 
unterstützt werden. [Land] (PDF-S. 102) 

Bürokratie, Verwaltung und Genehmigungen
» Bürokratieabbau: Investitions-, Genehmi-

gungs- und Verwaltungsprozesse sollen 
vereinfacht und beschleunigt sowie ein 
Entlastungs- und Beschleunigungsgre-
mium und Praxis-Checks mit Unterneh-
men und Verwaltung eingeführt werden. 
[Land] (PDF-S. 94) 

» Once-Only und Berichtsp�ichten: Infor-
mationen sollen dem Staat grundsätzlich 
nur einmal mitgeteilt werden müssen; Do-
kumentations- und Berichtsp�ichten sol-
len überprü�, reduziert und digitalisiert 
werden. [Land] (PDF-S. 94–95) 

Vergabe und ö�entliche Au�räge
» Vergabereform: Vereinfachte Verfahren, 

�exiblere Wertgrenzen, Innovationsklau-
sel, vereinfachte Eignungsprüfungen und 
stärkere Losau�eilung sollen KMU und 
Start-ups den Zugang zu Ausschreibungen 
erleichtern; Tari�reue und Mindestlohn 
bleiben bestehen. [Land] (PDF-S. 96–97) 

Arbeit, Fachkrä�e und Ausbildung
» Fachkrä�e: Eine Berliner Fachkrä�estrate-

gie, vereinfachte Anerkennungsverfahren, 
ein One-Stop-Shop und eine ausgeweitete 
Kostenübernahme für Anerkennungsver-
fahren sind vorgesehen. [Land] (PDF-S. 
105–106) 

» Ausbildungsplatzumlage: Eine solidarische 
Ausbildungsplatzumlage soll eingeführt; 



Teilzeitausbildung, assistierte Ausbildung 
und individualisierte Förderangebote sol-
len ausgebaut werden. [Land] (PDF-S. 107) 

» Freie Lehrkrä�e: An Volkshochschulen 
sollen Festanstellungen ausgebaut und das 
Land bei „freien Freien“ an Sozialversiche-
rungsbeiträgen beteiligt werden; für So-
lo-Selbständige sind branchenspezi�sche 
Musterverträge vorgesehen. [Land] (PDF-
S. 109) 

Gewerberäume, Handel und Wirtscha�sverkehr
» Gewerbemieten und Flächen: Bezahlbare 

landeseigene Gewerbe�ächen sollen ge-
scha�en, Milieuschutz auf Gewerbemie-
ter*innen ausgeweitet und das kooperative 
Baulandmodell um bezahlbare Gewerbe-
�ächen ergänzt werden; auf Bundesebene 
werden Gewerbemietpreisbremse, Gewer-
bemietspiegel und Kündigungsschutz an-
gestrebt. [Land/Bund] (PDF-S. 54, 101) 

» Wirtscha�sverkehr: Mehr Liefer- und La-
dezonen sowie digitale Reservierungs- und 
Steuerungsverfahren sollen eingeführt; 
Handwerks-Parkberechtigungen sollen auf 
weitere Berufsgruppen wie P�egediens-
te und Hebammen ausgeweitet werden. 
[Land] (PDF-S. 90, 101) 

Energie und betriebliche Transformation
» Energiee�zienz: Ein Kooperationsnetz mit 

Unternehmen soll betriebliche Energieein-
sparungen unter anderem durch Energie-

audits ermitteln und umsetzen; Betriebe 
sollen bei erneuerbaren Energien, Kreis-
laufwirtscha� und Energiee�zienz unter-
stützt werden. [Land] (PDF-S. 19, 102–103) 

» Infrastruktur: Das Gasnetz soll dort teil-
weise auf grünen Wassersto� umgebaut 
werden, wo Industrie- und Gewerbestand-
orte anders nicht klimaneutral werden 
können; bei Ansiedlungsförderung soll 
die Wasserwirkung berücksichtigt werden. 
[Land] (PDF-S. 16, 26) 

Steuern und Abgaben
» Gewerbliche Grundsteuer: Eine Härte-

fallregelung soll unter anderem Kleinge-
werbe und Clubs vor unverhältnismäßi-
gen Grundsteuersteigerungen schützen. 
[Land] (PDF-S. 47) 

» Verpackungssteuer: Berlin soll eine Steuer 
auf Einwegverpackungen, -geschirr und 
-besteck einführen. [Land] (PDF-S. 28, 
123) 

Tourismus, Kultur und Kreativwirtscha�
» Tourismus: Ein Hotelentwicklungsplan soll 

neue Standorte steuern; der Fonds „Ökolo-
gischer Tourismus“ soll Hotels, Gastrono-
mie und weitere Anbieter bei Energiee�-
zienz, Nachhaltigkeit und Barrierefreiheit 
fördern. [Land] (PDF-S. 66–67) 

» Clubs: Für Clubs mit kuratierten Pro-
grammen soll eine eigene Förderkulisse 
entstehen; für akut bedrohte Cluborte ist 
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ein Notfallfonds vorgesehen, Genehmi-
gungsverfahren sollen vereinfacht und 
Zwischennutzungen unterstützt werden. 
[Land] (PDF-S. 69–70) 

» Kreativwirtscha� : Bezahlbare Arbeits-, 
Proben-, Produktions- und Präsentations-
räume sollen besonders für die Freie Szene 
und solo-selbständige Künstler*innen aus-
gebaut werden. [Land] (PDF-S. 100) 

�����������������������
Keine konkrete allgemeine Krisenabsicherung 
von Selbständigen bei Einkommensausfällen 
enthält das Programm.

�������������������������
Ausdrücklich angesprochen werden Selbstän-
dige, Solo-Selbständige, Freiberu� erinnen, 
KMU, Gründerinnen, Start-ups und Hand-
werk. Konkrete Vorhaben betre� en vor allem 
Bürokratie, Vergabe, Gründung, Fachkrä� e, 
Gewerberäume, Energie sowie Tourismus und 
Kreativwirtscha� . Sie liegen überwiegend auf 
Landesebene; eine allgemeine Krisenabsiche-
rung wird nicht konkret behandelt.

Programm: 
�����������������������
Umfang: 336 PDF-Seiten

�������	�������������������������

Soloselbstständigkeit und soziale Sicherung
» Honorare und Vergabe: Branchenspezi� -

sche Mindesthonorare und Musterverträge 
sollen entwickelt werden; bei ö� entlich � -
nanzierten Au� rägen sollen auskömmliche 
Honorare gelten und Vergaben für Solo-
selbstständige leichter zugänglich werden. 
[Land] (PDF-S. 107–108) 

» Räume und Mutterscha� : Bezirke sollen 
geförderte Coworking-Räume sowie Ver-
netzungs- und Weiterbildungsangebote 
scha� en; bedür� ige Selbstständige sollen 
über ein Landeshärtefallprogramm vor 
und nach der Entbindung Mutterscha� s-
geld erhalten. [Land] (PDF-S. 108) 

» Absicherung und Plattformarbeit: Gefor-
dert werden eine obligatorische Arbeits-
losen- und Altersvorsorge für Soloselbst-
ständige; die EU-Plattformarbeitsrichtlinie 
soll mit Direktanstellungsgebot für Liefer-
dienste und Generalunternehmerha� ung 
umgesetzt und Plattformarbeit stärker 
kontrolliert werden. [Bund/Land] (PDF-S. 
108, 235) 

Förderung, Gründung und Digitalisierung
» Förderung und Gründung: Der Coaching-

Bonus für Gründer*innen soll wieder ein-
geführt und der Kreditzugang für Grün-
dungen gefördert werden. [Land] (PDF-S. 
86) 

» Digitalförderung: Die Digitalförderung für 
Unternehmen soll wieder aufgenommen 
werden; sie richtet sich ausdrücklich auch 
an Soloselbstständige und kleine Unter-
nehmen. [Land] (PDF-S. 94–95) 

» Innovation: KI-Anwendungen, Hoch-
schulausgründungen, Open-Source-Pro-
jekte und Plattformgenossenscha� en 
sollen gefördert werden; Förderung soll 
stärker an Tari� indung, ökologische Zu-
kun� sfähigkeit und Beschä� igungssiche-
rung geknüp�  werden. [Land] (PDF-S. 86, 
94) 

Vergabe und ö� entliche Au� räge
» Verfahren: Ö� entliche Vergaben sollen di-

gitalisiert und entbürokratisiert werden; 
Positivlisten, Zerti� zierungen und Kam-
merangebote sollen kleineren Unterneh-
men den Zugang erleichtern. [Land] (PDF-
S. 87–88) 

» Tari� reue: Die Tari� reueklausel soll erhal-
ten, Präquali� zierung für tarifgebundene 
Unternehmen genutzt und Unterau� rags-
ketten begrenzt werden; vorgesehen sind 
Lohn- und Preisanpassungsklauseln so-
wie im Baubereich manipulationssichere 
elektronische Arbeitszeiterfassung. [Land] 
(PDF-S. 101–102) 

Steuern, Ausbildung und Arbeitsregeln
» Gewerbesteuer: Eine Erhöhung des Gewer-

besteuer-Hebesatzes auf 470 Basispunkte 
soll geprü�  werden; die Belastung kleine-



rer und mittlerer Unternehmen soll dabei 
vertretbar bleiben. [Land] (PDF-S. 79) 

» Ausbildung: Ausbildungsbetrieben sol-
len über die Ausbildungsplatzumlage die 
vollen Kosten für alle Auszubildenden er-
stattet werden; Verbundausbildung soll be-
sonders für kleine und mittlere Betriebe 
ausgebaut werden. [Land] (PDF-S. 88, 106) 

» Arbeitsregeln: Landes- und Vergabemin-
destlohn sollen an die Eingangsstufe des 
TV-L gekoppelt werden; private Arbeit-
geber sollen stichprobenartig zur elekt-
ronischen Übermittlung dokumentierter 
Arbeitszeiten verp�ichtet werden können. 
[Land] (PDF-S. 104, 109) 

Gewerbe�ächen, Handwerk und Handel
» Gewerbe�ächen: Mehr landeseigene und 

genossenscha�liche Gewerbehöfe sollen 
entstehen; WISTA und der Bodenfonds 
sollen zusätzliche Mittel erhalten, bedroh-
tem Gewerbe Flächen zu tragbaren Erb-
baurechtskonditionen angeboten werden. 
[Land] (PDF-S. 89) 

» Gewerbemieten: Über den Bundesrat sol-
len eine dauerha�e Begrenzung der Ge-
werbemieten und ein mehrjähriges Mie-
tenmoratorium vorgeschlagen werden; für 
Gewerbeimmobilien wird ein Leerstands-
verbot gefordert. [Bund] (PDF-S. 89) 

» Handwerk und Handel: Handwerksbetrie-
be und P�egedienste sollen Lieferzonen 
und besondere Parkmöglichkeiten nut-

zen können; Unternehmensnachfolge und 
Ausbildungsverbünde im Handwerk sowie 
Digitalisierung, Onlinehandel und Logis-
tik kleiner Händler sollen unterstützt wer-
den. [Land/Bund] (PDF-S. 90–91) 

Fachkrä�e und Quali�zierung
» Weiterbildung: Wirtscha�s- und Trans-

formationsförderung soll Unternehmen zu 
Quali�zierungsvereinbarungen anhalten; 
Weiterbildungsverbünde und Personal-
reserven sollen gefördert werden. [Land] 
(PDF-S. 107) 

Kultur, Gesundheit, Gastronomie und Touris-
mus
» Freie Kultur: Für ö�entlich geförderte Kul-

tur sollen Mindesthonorare, verbindliche 
Honorarrichtlinien und Mindeststandards 
weiterentwickelt werden; für die Freie Sze-
ne sind mehrjährige Förderung, Projektsti-
pendien, Konzeptförderung und Ausstel-
lungshonorare vorgesehen. [Land] (PDF-S. 
234, 236) 

» Praxen: Landeseigene Praxisräume sollen 
ertüchtigt, Gewerbe�ächen umgenutzt, 
Praxisraumbörsen unterstützt und ein Ge-
werbemietendeckel für Einrichtungen der 
Primärversorgung geprü� werden. [Land] 
(PDF-S. 132) 

» Gastronomie und Tourismus: Kleine und 
mittlere Gastronomiebetriebe sollen ein 
Mehrwegförderprogramm erhalten; vor-
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gesehen sind zudem ein stadtweites Tou-
rismuskonzept sowie ein mit den Bezir-
ken abgestimmter Hotelentwicklungsplan. 
[Land/Kommunen] (PDF-S. 96, 206) 

�����������������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zu spezi�schen Steuer- oder Beitrags-
regelungen für Soloselbstständige sowie zu 
einer allgemeinen Krisenabsicherung bei Ein-
kommensausfällen.

�������������������������
Ausdrücklich angesprochen werden Solo-
selbstständige, KMU, Gründerinnen, Hand-
werk, Unternehmensnachfolge und freie Kul-
turakteurinnen. Die Vorhaben betre�en vor 
allem Förderung, Vergabe, Gewerbe�ächen, 
Ausbildung, Digitalisierung und soziale Ab-
sicherung, überwiegend auf Landesebene. 
Spezielle Steuer- oder Beitragsregeln für Solo-
selbstständige und eine allgemeine Krisenabsi-
cherung fehlen.

Programm: 
��­������ 	��� ��	� ������� ���� ����
��������������������������� 
Umfang: 99 PDF-Seiten

�������	��������������������������

Mittelstand, Gründung und Bürokratie
» Gründungsservice: „Partner für Berlin“ 

soll zentraler digitaler Dienstleister für 
Gründungen und Investoren mit Mento-
ring und Komplettservice werden. [Land] 
(PDF-S. 47)

» Bürokratieabbau: Ein Sonderausschuss soll 
Bürokratieabbau systematisieren; entbehr-
liche Gesetze und Verordnungen sollen 
zur Streichung gemeldet werden. [Land] 
(PDF-S. 47)

» Handwerk und Nachfolge: Meistergrün-
dungsprämie, Förderung und Vereinfa-
chung von Betriebsübernahmen sowie 

stärkere Kooperation von Schulen, Hand-
werkskammern und IHK. [Land] (PDF-S. 
48)

Steuern, Vergabe und Ausbildung
» Steuern: Gewerbesteuer und CO2-Beprei-

sung für Gewerbeimmobilien sollen ge-
senkt bzw. abgescha� werden. [nicht ein-
deutig] (PDF-S. 47)

» Vergabe und Mindestlohn: Berliner Ver-
gabegesetz au�eben, Berliner Landes-
mindestlohn ablehnen. [Land] (PDF-S. 47, 
49–50)

» Ausbildung: Ausbildungsplatzumlage ab-
lehnen; Förderprogramme für Ausbil-
dungsbetriebe, höheres Aufstiegs-BAföG, 
Meistergründungsprämie und Fortbil-
dungsfonds. [nicht eindeutig] (PDF-S. 50)

Digitalisierung, Gewerbe�ächen und Wirt-
scha�sverkehr
» E-Rechnung: Kleine Betriebe sollen von 

der E-Rechnungsp�icht befreit werden. 
[nicht eindeutig] (PDF-S. 18)

» Gewerbe�ächen: Ö�entliches Gewerbe�ä-
chenkataster und aktives Standortmarke-
ting; gewerbliche Nutzung soll priorisiert 
werden. [Land] (PDF-S. 47–48)

» Wirtscha�sverkehr: Logistikkonzept, 
Lade- und Lieferzonen, per App reser-
vierbare Lieferzonen für Handwerker und 
Lieferanten sowie Mikro-Logistikzentren. 
[Land] (PDF-S. 43)

Energie und betriebliche Kosten
» Landesenergiepolitik: Das Klimaschutz- 

und Energiewendegesetz soll durch ein „Si-
chere-Energie-Gesetz“ mit Versorgungssi-
cherheit, Bezahlbarkeit und Netzstabilität 
ersetzt werden. [Land] (PDF-S. 54)

» Steuern und Energiemix: Bundesratsin-
itiative zur Senkung der Energiesteuern 
und Abscha�ung der CO2-Abgabe; Berlin 
soll Kohle- und Gaskra�werke sowie Im-
portstrom nutzen, auf Bundesebene wird 
die Rückkehr zur Kernenergie gefordert. 
[Land/Bund] (PDF-S. 54–55)

Tourismus, Einzelhandel und Gastronomie
» Abgaben und Au�agen: City-Tax abschaf-
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fen, Umwelt- und Bürokratieau� agen für 
Einzelhandel und Gastronomie zurück-
bauen und Lu� verkehrssteuer reduzieren. 
[Land/nicht eindeutig] (PDF-S. 48)

Gesundheit und P� ege
» Praxen: Budgetbedingte Behandlungen 

ohne Vergütung beenden, Einzelleistungs-
vergütung einführen und Zulassungsbe-
reiche wieder an Stadtbezirken ausrichten. 
[nicht eindeutig] (PDF-S. 70)

» Apotheken: Abrechnungssystem verein-
fachen und entbürokratisieren; Vergütung 
soll den Beratungsbedarf stärker berück-
sichtigen. [nicht eindeutig] (PDF-S. 70–71)

» P� ege: P� egedienste sollen binnen eines 
Monats über Kostenübernahmen beschie-
den werden; neue P� egeheimplätze mit 
40.000 Euro, Investitionskosten mit 300 
Euro je P� egeperson und Monat bezu-
schussen. [Land] (PDF-S. 71)

Kultur- und Kreativwirtscha� 
» Gründung und Finanzierung: Wagniska-

pital und Mikrokredite sowie mehr Bera-
tung zu Gründung und Selbständigkeit im 
Kreativsektor. [Land] (PDF-S. 90)

» Beschä� igung und Handwerk: Musik-
schulen sollen die Festanstellungsquote auf 
mindestens 80 Prozent erhöhen und Ho-
norarverträge in Arbeitsverträge überlei-
ten; Ausbildungs- und Vergabestrukturen 
für Steinmetze, Stuckateure und Restaura-
toren sollen gestärkt werden. [Land] (PDF-
S. 87, 89)

Bauen und Immobilienwirtscha� 
» Baugenehmigungen: Bauordnung verein-

fachen, bei genehmigten Neubauten Ab-
rissgenehmigungen entbehrlich machen, 
Dämmstandards zurücksetzen und zusätz-
liche landesrechtliche PV-Nachrüstp� ich-
ten ablehnen. [Land] (PDF-S. 9)

» Wohnungswirtscha� : Hindernisse für 
Mietwohnungsbau beseitigen, Enteignun-
gen von Wohnungsunternehmen ablehnen 
und bauliche Veränderungen sowie Neu-
bauten in Milieuschutzgebieten erleich-
tern. [Land/nicht eindeutig] (PDF-S. 6–7)

�����������������������
Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur sozialen Sicherung von Selb-
ständigen, zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi� schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige, zur 
Krisenabsicherung bei Einkommensausfällen 
und zum Zugang kleiner und mittlerer Unter-
nehmen zu ö� entlichen Au� rägen.

�������������������������
Genannt werden Unternehmen, Betriebe, 
Gründer, Handwerk, Mittelstand, KMU sowie 
einzelne selbständige Berufsgruppen. Konkrete 
Vorhaben betre� en vor allem Bürokratie, Steu-
ern, Gründung und Nachfolge, Ausbildung, 
Energie, Verkehr und mehrere Branchen und 
liegen überwiegend auf Landesebene. Mehrere 
Kernthemen der sozialen Absicherung Selb-
ständiger bleiben ohne konkrete Regelung.

Programm
������������������������������������������

������� ������������� ���� �������� ������
������������ �� ��������� ���� ��������������
�����������������������������������������
��������������������������������
Umfang: 66 PDF-Seiten

�������	�������������������������

Mittelstand, Selbständigkeit und Innovation
» Forschungszulage und Wissenstransfer: 

Kleine Unternehmen sollen eine For-
schungszulage für anwendungsbezogene 
Projekte mit Berliner Hochschulen erhal-
ten; der Wissenstransfer zwischen Hoch-
schulen, Forschungseinrichtungen und 
mittelständischen Unternehmen soll syste-
matisch ausgebaut werden. [Land] (PDF-S. 
42–43) 

» Start-ups und Risikokapital: Für Start-ups 
sollen geeignete Rahmenbedingungen ver-
einbart und der Zugang zu Risikokapital 
erleichtert werden. [Land] (PDF-S. 43) 

» Mutterschutz für Selbständige: Das Pro-
gramm kündigt einen Mutterschutz für 
Selbständige an, ohne das Instrument nä-
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her auszugestalten. [nicht eindeutig] (PDF-
S. 42) 

Bürokratie, Verwaltung und Genehmigungen
» Once-Only-Prinzip: Unternehmen sollen 

angeforderte Daten Behörden nur einmal 
übermitteln müssen; anschließend sollen 
die Behörden diese untereinander austau-
schen. Die Transparenzdatenbank des Lan-
des soll dadurch entfallen. [Land] (PDF-S. 
42) 

» Genehmigungs�ktion: Nach Ablauf einer 
festgelegten Frist sollen beantragte Geneh-
migungen als erteilt gelten, wenn die zu-
ständige Behörde nicht widersprochen hat. 
[Land] (PDF-S. 42) 

» Digitalisierung und Bürokratieabbau: Di-
gitale Verwaltungsverfahren sollen keinen 
zusätzlichen Aufwand für kleine Unter-
nehmen erzeugen; Prozessoptimierung 
und Digitalisierung sollen Verwaltungs-
strukturen e�zienter machen. [Land] 
(PDF-S. 42, 53) 

Vergabe und ö�entliche Au�räge
» Vergaberecht: Das Berliner Ausschrei-

bungs- und Vergaberecht soll reformiert 
werden; Au�räge bis 50.000 Euro sollen 
freihändig vergeben werden können, um 
kleinen Unternehmen den Zugang zu öf-
fentlichen Au�rägen zu erleichtern. [Land] 
(PDF-S. 42) 

Arbeit, Ausbildung und Fachkrä�e
» Ausbildungsplatzumlage: Eine Berliner 

Ausbildungsplatzumlage wird für Unter-
nehmen ab 20 Beschä�igten grundsätz-
lich befürwortet. Kleine Unternehmen, die 
nicht ausbilden dürfen, sollen keine Ab-
gabe zahlen, sondern beim Weg zum Aus-
bildungsbetrieb gefördert werden. [Land] 
(PDF-S. 42) 

» Berufsorientierung: An allgemeinbil-
denden Schulen sollen drei zweiwöchige 
Blockpraktika in verschiedenen Betrieben 
vorgesehen und Praktikumsleistungen 
stärker im Zeugnis berücksichtigt werden; 
Studienabbrecher sollen über Studienaus-
steigermessen für eine Berufsausbildung 
gewonnen werden. [Land] (PDF-S. 15, 42) 

» Tari�indung: Das Programm will in mehr 
Branchen Tarifverträge für allgemeinver-
bindlich erklären und bundesweit die All-
gemeinverbindlicherklärung erleichtern; 
Wirtscha�sförderung soll stärker an Tarif-
bindung, faire Löhne und regionale Wert-
schöpfung geknüp� werden. [Land/Bund] 
(PDF-S. 10–11, 53) 

Steuern und Abgaben
» Gewerbesteuer: Der Berliner Gewerbe-

steuer-Hebesatz soll auf höchstens 460 
Prozent angehoben werden. [Land] (PDF-
S. 54) 

» Unternehmens- und Vermögensbesteue-
rung: Berlin soll sich im Bundesrat für die 
Beendigung von Begünstigungen großer 
Betriebs- und Immobilienvermögen bei 
der Erbscha�steuer sowie für die Reakti-
vierung einer Vermögensteuer einsetzen. 
[Bund] (PDF-S. 54–55) 

» Immobilienbesteuerung: Bundesratsinitia-
tiven sollen Share Deals stärker begrenzen 
und die Gewerbesteuerbefreiung vermö-
gensverwaltender Immobiliengesellschaf-
ten abscha�en; Gewinne aus dem Verkauf 
vermieteter, nicht selbstgenutzter Immobi-
lien sollen besteuert werden. [Bund] (PDF-
S. 55) 

Energie und betriebliche Kosten
» Energiepreise: Das Programm fordert die 

Abscha�ung des CO2-Preises, Investitio-
nen in Netze, Speicher und Digitalisierung 
zur Senkung der Strukturkosten sowie 
Strompreisentlastungen auch für weniger 
energieintensive Industrien. [Bund/nicht 
eindeutig] (PDF-S. 45–46) 

» Energieversorgung: Energieanlagen sollen 
erst stillgelegt werden, wenn wettbewerbs-
fähige und sichere Alternativen bestehen; 
der Rückbau des Erdgasnetzes wird abge-
lehnt und der Ausbau von Fernwärme soll 
durch vereinfachte Genehmigungsverfah-
ren beschleunigt werden. [Land/nicht ein-
deutig] (PDF-S. 46) 

» Technologieo�enheit: Forschung und Ein-
satz unter anderem von Wassersto�, syn-
thetischen Kra�sto�en, CO2-Abscheidung, 
Strom- und Wärmespeichern sowie Geo-
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thermie sollen unterstützt werden. [nicht 
eindeutig] (PDF-S. 46–47) 

Verkehr, Logistik und Gewerbe
» Liefer- und Wirtscha�sverkehr: Kiezblocks 

werden abgelehnt, wenn sie Lieferverkeh-
re erschweren; vorgesehen sind unter an-
derem Ladezonen, Quartiersgaragen und 
eine bessere Organisation des ruhenden 
Verkehrs. [Land/Kommunen] (PDF-S. 49) 

» Güterverkehr: Binnenwasserstraßen und 
BEHALA sollen gestärkt und Güterverteil-
zentren am Stadtrand beziehungsweise in 
Brandenburg unterstützt werden. [Bund/
Länder] (PDF-S. 49–50) 

» Baustellen: Baustellen sollen besser koordi-
niert und zügiger abgewickelt werden; bei 
vom Bauträger verursachten Verzögerun-
gen sollen auch Konsequenzen gegenüber 
dadurch beeinträchtigten Gewerbetreiben-
den vorgesehen werden. [Land] (PDF-S. 
50) 

Branchenbezogene Vorhaben
» Bau und Handwerk: Ein kommunales Bau-

unternehmen soll seriell und modular So-
zialwohnungen produzieren; zugleich ist 
ein Landesförderprogramm für ökologi-
schen Modulbau und biobasierte Bausto�e 
vorgesehen, einschließlich regionaler Pro-
duktion durch Genossenscha�en, Hand-
werksbetriebe und Start-ups. [Land] (PDF-
S. 43, 57) 

» Kulturwirtscha�: Ein Kulturfördergesetz 
soll verlässliche Förderstrukturen scha�en; 
Kürzungen im Kulturetat sollen zurück-
genommen, Programme für freie Kunst, 
Ateliers und kulturelle Projekte wieder �-
nanziert und die Einnahmen der CityTax 
unmittelbar für Kultur verwendet werden. 
[Land] (PDF-S. 18–20) 

» Freie Gesundheitsberufe: Für unterver-
sorgte Bezirke sollen zusätzliche Haus- und 
Kinderarztsitze sowie ö�entliche Primär-
versorgungszentren gescha�en werden; di-
gitale Terminvergabe und Dokumentation 
sollen Praxen entlasten und selbständige 
Poolärzte in der Notfallversorgung durch 
alternative Beschä�igungslösungen be-
rücksichtigt werden. [Land/nicht eindeu-
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Am 20. September 2026 haben Sie zur 
Abgeordnetenhauswahl die Chance, 
Berlins Zukun�  mitzugestalten. Für 
Soloselbständige sowie Inhaber kleiner 
und mittlerer Unternehmen (KMU) 
steht viel auf dem Spiel. Ihre Stimme 
beein� usst die Rahmenbedingungen in 
Berlin: von Bürokratieabbau und Lan-
desförderprogrammen über Bildung 
und Fachkrä� esicherung bis hin zu 
Gewerbe� ächen, Verkehr und digitaler 
Verwaltung.

Landespolitik bestimmt, wie attraktiv 
die Stadt für Investitionen bleibt, wie 
schnell Genehmigungen erteilt werden 
und wie gut die Verwaltung im Alltag 
funktioniert. Ob Handwerk, Einzel-
handel, Gastronomie, Dienstleistungs-
unternehmen, Start-ups oder Kreativ-
wirtscha�  – sie brauchen bezahlbare 
Räume, gute Infrastruktur und verläss-
liche Rahmenbedingungen. Die Ent-
scheidungen im Abgeordnetenhaus 
bestimmen mit, ob Selbständige und 
KMU gestärkt oder durch Vorgaben be-
lastet werden.

Wer nicht wählt, überlässt anderen die 
Entscheidung über die Zukun�  des 
Wirtscha� sstandorts Berlin. Nutzen Sie 
Ihr Wahlrecht und setzen Sie ein Zei-
chen für eine wirtscha� sfreundliche, 
verlässliche und faire Politik!
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tig] (PDF-S. 22, 24–25) 
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Keine konkreten Aussagen enthält das Pro-
gramm zur Statusfeststellung und Schein-
selbständigkeit, zu spezi� schen Steuer- oder 
Beitragsregelungen für Soloselbständige, zur 
allgemeinen Krisenabsicherung bei Einkom-
mensausfällen sowie zur Unternehmensnach-
folge. 

�������������������������
Das Programm spricht Selbständige, Freiberuf-
ler, Familienbetriebe, kleine und mittelständi-
sche Unternehmen, Start-ups und Handwerks-
betriebe ausdrücklich an. Konkrete Vorhaben 
betre� en vor allem Vergabe, Bürokratie und 
Genehmigungen, Ausbildung, Steuern, Ener-
gie, Innovation, Verkehr sowie einzelne Bran-
chen. Die Maßnahmen liegen überwiegend auf 
Landes- und Bundesebene; mehrere Kernthe-
men zur sozialen Absicherung Selbständiger 
bleiben o� en.
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